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Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 5-80 VE „Florida-Eis“ 

im Bezirk Spandau, Ortsteil Staaken
Vom 12. Juli 2016

Auf Grund des § 12 Absatz 1 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Sep-
tember 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I. S. 1722) in Verbindung 
mit § 6 Absatz 5 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs 
in der Fassung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 3. November 2005 (GVBl. S. 692) in 
Verbindung mit Artikel 4 des Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs vom 23. Juni 2015 
(GVBl. S. 283), wird verordnet:

§ 1
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 5-80 VE „Florida-Eis“ 

vom 28. Juni 2011 für die östliche Teilfläche des Grundstücks Am 
Zeppelinpark 53 im Bezirk Spandau, Ortsteil Staaken, wird fest
gesetzt. 

§ 2
Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann beim 

Bezirksamt Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen, Umwelt-
schutz und Wirtschaftsförderung, Stadtentwicklungsamt, Fachbe-
reich Vermessung und Geoinformation, beglaubigte Abzeichnungen 
des vorhabenbezogenen Bebauungsplans können beim Bezirksamt 
Spandau von Berlin, Abteilung Bauen, Planen, Umweltschutz und 
Wirtschaftsförderung, Stadtentwicklungsamt, Fachbereiche Stadt-
planung und Bauaufsicht kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des vorhabenbezo-
genen Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

in den Fällen der Nummern 1 bis 3 innerhalb eines Jahres, in dem 
Fall der Nummer 4 innerhalb von zwei Jahren seit der Verkündung 
dieser Verordnung gegenüber dem Bezirksamt Spandau von Berlin 
schriftlich geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung be-
gründen soll, ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten 
Fristen werden die in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß 
§ 215 Absatz 1 des Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des 
Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 12. Juli 2016

Bezirksamt Spandau von Berlin

K l e e b a n k 
Bezirksbürgermeister

R ö d i n g 
Bezirksstadtrat
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Verordnung
zur Änderung der Verordnung über die Erhebung von Entgelten für die Inanspruchnahme  

von Leistungen im Rahmen der Beseitigung tierischer Nebenprodukte
Vom 29. Juli 2016

Auf Grund des § 3 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 des Gesetzes zur 
Ausführung des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes 
vom 6. November 1997 (GVBl. S. 582), das zuletzt durch Artikel IV 
des Gesetzes vom 21. September 2012 (GVBl. S. 290) geändert 
worden ist, verordnet die Senatsverwaltung für Justiz und Verbrau-
cherschutz :

Artikel 1
Die Anlage der Verordnung über die Erhebung von Entgelten für 

die Inanspruchnahme von Leistungen im Rahmen der Beseitigung 
tierischer Nebenprodukte vom 27. August 2012 (GVBl. S. 267) wird 
wie folgt gefasst :
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Anlage

Tarifstelle	 Leistung	  �Entgelt 
zzgl. MwSt. (€)

I. Beseitigung von Material der Kategorie 1

Für die Beseitigung von Material der Kategorie 1 gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes 
werden folgende Entgelte erhoben :

A	� Tierkörperteile der Kategorie 1 und Tierkörperteile aus Rinder-, Schaf- und Ziegenschlachtungen, bei denen das Risiko-
material nicht entnommen wurde

109	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters :	  40 l	 je	 22
110	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters :	 120 l	 je	 33
111	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters :	 240 l	 je	 62
112	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters :	 1,1 cbm	 je	 230

B	 Tierkörper der Kategorie 1

120	 Beseitigung von Rindern ab 12 Monaten	 je Stück		  95
121	 Beseitigung von Schafen ab 12 Monaten	 je Stück		  9
122	 Beseitigung von Ziegen ab 12 Monaten	 je Stück		  9

Zu den unter A und B aufgeführten Entgelten werden pro Anfahrt jeweils 30 € berechnet.

C	 Heimtiere und Versuchstiere

130	 Beseitigung von Heimtieren aus Tierarztpraxen	� je Stück	 Hund	 23 
je Stück	 Katze	 19 
je Anfahrt		  15

131	 Beseitigung von Heimtieren aus privaten Haushalten	� je Stück	 Hund	 23 
je Stück	 Katze	 19 
je Anfahrt		  30

132	� Beseitigung von Heimtieren bei Einlieferung in die 
Sammelstelle(n) des Unternehmers	� je Stück	 Hund	 23 

je Stück	 Katze	 19
133	� Beseitigung von Hamstern, Mäusen, Kanarienvögeln, 

kleinen Versuchstieren	� je angefangenes kg 		  1,5 
je Anfahrt		  30

Bei der Beseitigung von Heim- und Versuchstieren werden Kosten für erforderliches Verpackungsmaterial gesondert berechnet.

134	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters :	 120 l	 je	 33
135	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters :	 240 l	 je	 62
136	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters : 	 1,1 cbm	 je	 230

Zu den unter 134 bis 136 aufgeführten Entgelten werden pro Anfahrt jeweils 30 € berechnet.
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Tarifstelle	 Leistung	  �Entgelt 
zzgl. MwSt. (€)

II. Beseitigung von Material der Kategorie 2 

Für die Beseitigung von Material der Kategorie 2 gemäß § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetzes 
werden folgende Entgelte erhoben :

A	 Tierkörperteile und tierische Erzeugnisse

Für die Beseitigung

-	� von ehemaligen Lebensmitteln tierischen Ursprungs oder von Erzeugnissen tierischen Ursprungs, die ehemalige Lebensmittel enthalten, 
soweit nicht als Material der Kategorie 3 gemäß Artikel 10 Buchstabe f der VO (EG) 1069/2009 einzustufen,

-	 von Tierkörpern,
-	� von Tierkörperteilen und Erzeugnissen gemäß Artikel 9 der VO (EG) 1069/2009, zu deren Abholung keine Verpflichtung besteht oder die 

den mit der Beseitigung tierischer Nebenprodukte beauftragten Unternehmen nicht unmittelbar zugeführt werden,

wird ein Systembehältnis zur Verfügung gestellt. Die Entgelte der Beseitigung betragen :

209	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters : 	  40 l	 je	 22
210	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters : 	 120 l	 je	 33
211	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters :	 240 l	 je	 62
212	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters :	 1,1 cbm	 je	 230

B	 Tierkörper
220	 Beseitigung von Pferden und Eseln	 je Stück	 243
221	 Beseitigung von Fohlen und Ponys	 je Stück	 123
222	 Beseitigung von Rindern unter 12 Monaten	 je Stück 	 70
223	 Beseitigung von Kälbern	 je Stück	 28
224	 Beseitigung von Schafen und Ziegen unter 12 Monaten	 je Stück	 9
225	 Beseitigung von Schaf- und Ziegenlämmern	 je Stück	 5
226	 Beseitigung von Sau/Eber	 je Stück	 45
227	 Beseitigung von Schweinen über 50 kg	 je Stück	 28
228	 Beseitigung von Schweinen bis 50 kg	 je Stück	 15
229	 Beseitigung von Ferkeln bis 20 kg	 je Stück		  7
230	 Beseitigung von Geflügel	 je Stück		  7
231	 Beseitigung von Wild über 50 kg	 je Stück		  100
232	 Beseitigung von Wild bis 50 kg	 je Stück		  45
240	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters* :	 120 l	 je	 66
241	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters* :	 240 l	 je	 105
242	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters* :	 1,1 cbm	 je	 300

* Werden Tierkörper der Tarifstellen 222 bis 230 mittels oben genannter Systembehälter beseitigt, reduziert sich das Entgelt auf ein Drittel 
des ausgewiesenen Betrages.

Zu den unter A und B aufgeführten Entgelten werden pro Anfahrt jeweils 30 € berechnet.
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Tarifstelle	 Leistung	  �Entgelt 
zzgl. MwSt. (€)

III. Beseitigung von Fischen

Für die Beseitigung von Fischen, die gemäß § 8 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 des Landesfischereischeingesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 15. September 2000 (GVBl. S. 464), das zuletzt durch Nummer 79 der Anlage zum Gesetz vom 4. März 2005 (GVBl. S. 125) 
geändert worden ist, abgefischt werden, werden folgende Entgelte erhoben :

309	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters :	 120 l	 je	 25
310	 Bereitstellung und Entleerung eines Systembehälters :	 240 l	 je	 36

Zu den unter 309 und 310 aufgeführten Entgelten werden pro Anfahrt jeweils 30 € berechnet.

Bei Abgabe der Fische in der Sammelstelle des Unternehmers wird keine Anfahrtspauschale berechnet.

IV. Sonder- und Einzelbeseitigungen 

Die durch die zuständige Behörde angewiesenen Sonder- und Einzelbeseitigungen an Sonn- und Feiertagen sowie beauftragte Einzelentsor-
gungen außerhalb der regelmäßigen Touren für die Abholung von tierischen Nebenprodukten werden nach dem entstandenen Aufwand  
abgerechnet.

409	 Fahrtkosten für jede Stunde einer Fahrzeugeinheit bis zu 3,5 t		  40
410	 Fahrtkosten für jede Stunde einer Fahrzeugeinheit von 7,5 t		  50
411	 Fahrtkosten für jede Stunde einer Fahrzeugeinheit von 25 t		  90

zuzüglich der jeweiligen Kosten für die Behälterentsorgung bzw. je Gewichtstonne.

Artikel 2
Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2016 in Kraft.

Berlin, den 29. Juli 2016

Senatsverwaltung für Justiz 
und Verbraucherschutz

Thomas  H e i l m a n n
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Verordnung
zur Änderung der  

Laufbahnverordnung allgemeiner Verwaltungsdienst
Vom 2. August 2016

Auf Grund des § 29 Absatz 1 des Laufbahngesetzes vom 21. Juni 
2011 (GVBl. S. 266) verordnet der Senat:

Artikel 1
Änderung der Laufbahnverordnung  

allgemeiner Verwaltungsdienst
Die Laufbahnverordnung allgemeiner Verwaltungsdienst vom  

5. März 2013 (GVBl. S. 41) wird wie folgt geändert:
1.	 In § 3 Absatz 4 wird das Wort „unbeschadet“ durch das Wort 

„abweichend“ ersetzt.
2.	 § 15 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

2.1	§ 15 Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Die Laufbahnbefähigung nach §  8 Absatz 1 Num-

mer 2 des Laufbahngesetzes für die Laufbahngruppe 2 im 
ersten Einstiegsamt besitzt, wer den Bachelor-Studiengang 
„Öffentliche Verwaltung“ oder „Öffentliche Verwaltungs-
wirtschaft“ an der Hochschule für Wirtschaft und Recht Ber-
lin erfolgreich auf Grund der von dieser Hochschule erlasse-
nen und von der für Inneres zuständigen Senatsverwaltung 
bestätigten Studienordnung und Prüfungsordnung sowie der 
erlassenen Praktikumsordnung in den jeweils geltenden  
Fassungen abgeschlossen hat oder die Diplomprüfung in 
dem Studiengang „Öffentliche Verwaltungswirtschaft“ an 
der Fachhochschule für Verwaltung und Rechtspflege Berlin 
oder an der Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin  
erfolgreich abgeschlossen hat.“

2.2 § 15 Absatz 1 Sätze 2 und 3 werden wie folgt gefasst:
	 „Die Laufbahnbefähigung nach Satz 1 besitzt auch, wer den 

Bachelor-Fernstudiengang „Öffentliche Verwaltung“ an der 
Hochschule für Wirtschaft und Recht Berlin auf Grund der 
von dieser Hochschule erlassenen Studienordnung in der bis 
zum 18. Februar 2014 geltenden Fassung, der Praktikums-
ordnung in der bis zum 20. Februar 2014 geltenden Fassung 
und der Prüfungsordnung in der bis zum 19. Februar 2014 
geltenden Fassung erfolgreich abgeschlossen hat. Die Stu
dienordnung und die Prüfungsordnung des Studienganges 
nach Satz 1 bedürfen der Bestätigung nach § 122 Absatz 4 
des Berliner Hochschulgesetzes.“

3.	 In § 15 wird ein neuer Absatz 2 eingefügt:
„(2) Die Laufbahnbefähigung nach Absatz 1 kann auch auf-

grund eines erfolgreich abgeschlossenen mindestens dreijähri-
gen Diplom- oder Bachelor-Studienganges anerkannt werden, 
wenn dieser Studiengang inhaltlich und strukturell den Anforde-
rungen der in Absatz 1 Satz 1 genannten Studiengänge entspricht 
und dieser die Laufbahnbefähigung für eine entsprechende 
Laufbahn im Bereich eines anderen Dienstherrn vermittelt. So-
weit erforderlich kann die Anerkennung der Befähigung von 
dem Besuch geeigneter Fortbildungslehrgänge oder dem Erwerb 
zusätzlicher Qualifikationen abhängig gemacht werden.“

4.	 § 15 Absatz 3 wird wie folgt gefasst:
„(3) Die Laufbahnbefähigung nach Absatz 1 kann auch auf-

grund eines mit einem Diplom oder Bachelorgrad abgeschlosse-
nen Studiums an einer Hochschule in einem Studiengang mit 
überwiegend verwaltungswissenschaftlichen, rechtswissenschaft
lichen, sozialwissenschaftlichen, politikwissenschaftlichen und 
wirtschaftswissenschaftlichen Inhalten und einer danach aus
geübten hauptberuflichen Tätigkeit innerhalb des öffentlichen 

Dienstes von mindestens einem Jahr, die den fachlichen Anfor-
derungen sowie nach ihrer Art und Bedeutung der Tätigkeit im 
ersten Einstiegsamt entspricht, anerkannt werden. Eine haupt
berufliche Tätigkeit außerhalb des öffentlichen Dienstes, die im 
Übrigen die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt, muss mindes-
tens zwei Jahre dauern.“ 

5.	 § 15 wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Die Laufbahnbefähigung nach Absatz 1 kann auch durch 

den erfolgreichen Abschluss eines anderen geeigneten mindes-
tens dreijährigen Bachelor-Studienganges oder eines vergleich-
baren Studienganges mit Studieninhalten aus den Rechts-,  
Verwaltungs-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaften sowie be-
rufspraktischen Studienzeiten von mindestens zwölf Monaten  
erworben werden. Der Studiengang muss den inhaltlichen Min-
deststandards und den Mindeststandards der praktischen Ausbil-
dung des Positionspapiers der Ständigen Konferenz der Innen-
minister und -senatoren der Länder vom 23./24. Juni 2005 zur 
inhaltlichen Gleichwertigkeit von Bachelor-Studiengängen und 
-Abschlüssen mit den Anforderungen an Studiengänge und Ab-
schlüsse einer Ausbildung für den gehobenen allgemeinen 
(nichttechnischen) Verwaltungsdienst entsprechen. Über die Eig
nung und inhaltliche Gleichwertigkeit der Studiengänge und 
Abschlüsse nach Satz 1 entscheidet die für Inneres zuständige 
Senatsverwaltung im Einvernehmen mit der für Hochschulen 
zuständigen Senatsverwaltung. Die Studienordnung und die 
Prüfungsordnung des Studienganges bedürfen der Bestätigung 
nach § 122 Absatz 4 des Berliner Hochschulgesetzes.“

6.	 § 24 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:
„(1) Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 2, die die 

Voraussetzungen des § 13 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 des Lauf-
bahngesetzes erfüllen, können an der Erprobungszeit und an der 
dienstlichen Qualifizierung (§ 13 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 
Laufbahngesetz) teilnehmen, wenn sie erfolgreich an einem 
zentralen Auswahlverfahren teilgenommen haben. Entsprechen-
des gilt für Beamtinnen und Beamte der Laufbahngruppe 1 ge-
mäß § 15 Absatz 2 des Laufbahngesetzes. Das Nähere regelt 
eine Verwaltungsvorschrift. Abweichend von Satz 1 ist für die 
Beamtinnen und Beamten des Abgeordnetenhauses und des 
Rechnungshofes die Teilnahme an einem zentralen Auswahlver-
fahren nicht Voraussetzung für die Teilnahme an der Erpro-
bungszeit und der dienstlichen Qualifizierung (§ 13 Absatz 4 
Satz 1 Nummer 3 Laufbahngesetz).“

7.	 § 25 Absatz 7 wird wie folgt gefasst:
„(7) Auf die Beamtinnen und Beamten beim Abgeordneten-

haus und beim Rechnungshof findet Absatz 2 keine Anwendung.“

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 
Hiervon abweichend tritt Artikel 1 Nummer 2.2 Satz 1 (§ 15 Ab-
satz  1 Satz 2  LVO‑AVD) dieser Verordnung rückwirkend zum 
1. März 2015 in Kraft.

Berlin, den 2. August 2016

Der Senat von Berlin

Michael  M ü l l e r 
Regierender Bürgermeister

Frank  H e n k e l 
Senator für Inneres und Sport
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Erste Verordnung
zur Änderung der Verordnung zur Durchführung des Gesundheitsschulanerkennungsgesetzes

Vom 10. August 2016

Auf Grund des §  4 des Gesundheitsschulanerkennungsgesetzes 
vom 9. Juni 2011 (GVBl. S. 256) verordnet die Senatsverwaltung 
für Gesundheit und Soziales:

Artikel 1
Änderung der Verordnung zur Durchführung des  

Gesundheitsschulanerkennungsgesetzes
Die Verordnung zur Durchführung des Gesundheitsschulanerken-

nungsgesetzes vom 8. Dezember 2011 (GVBl. S.  828) wird wie 
folgt geändert:
1.	 § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 2 wird wie folgt gefasst:

„1.	 an den Schulen zur Ausbildung in der Diätassistenz, in der 
Ergotherapie, in der Gesundheits- und Krankenpflege, in der 
Gesundheits- und Kinderkrankenpflege, in der Gesundheits- 
und Krankenpflegehilfe, im Hebammenwesen, in der Logo-
pädie und in der medizinisch-technischen Assistenz sowie 
an den Schulen zur Ausbildung der Notfallsanitäterinnen 
und Notfallsanitäter für die Ausbildung nach Abschnitt 2  
des Notfallsanitätergesetzes vom 22. Mai 2013 (BGBl.  I 
S. 1348), das durch Artikel 30 des Gesetzes vom 18. April 
2016 (BGBl.  I S. 886) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung für je 15 Ausbildungsplätze,

2.	 an den Schulen zur Ausbildung der Notfallsanitäterinnen 
und Notfallsanitäter für die weitere Ausbildung nach § 32 
Absatz 2 Satz 2 und 3 des Notfallsanitätergesetzes sowie an 
allen übrigen Schulen des Gesundheitswesens für je 20 Aus-
bildungsplätze“

2.	 § 7 wird wie folgt geändert:
a)	 Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 7 
Schulen der Gesundheits- und Krankenpflege,  

der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege und der  
Gesundheits- und Krankenpflegehilfe“

b)	 In Absatz 1 werden die Wörter „und der Gesundheits- und 
Kinderkrankenpflege erfüllen“ durch ein Komma und die 
Wörter „der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege und der 
Gesundheits- und Krankenpflegehilfe erfüllen“ ersetzt.

c)	 Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt:
„(3) Ausbildungsplätze sind für die Durchführung der 

praktischen Ausbildung in der Gesundheits- und Kranken-
pflegehilfe geeignet im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer  4 des Gesetzes, wenn sie von Krankenhäusern oder 
sonstigen in § 8 Absatz 2 Satz 3 des Berliner Krankenpflege-
hilfegesetzes genannten Einrichtungen bereitgestellt wer-
den, die neben den Anforderungen des § 6 Absatz 1 die An-
forderungen des § 8 Absatz 3 Satz 3 des Berliner Kranken-
pflegehilfegesetzes und des § 2 Absatz 2 der Ausbildungs-  
und Prüfungsordnung für den Beruf der Gesundheits- und 
Krankenpflegehelferin und des Gesundheits- und Kranken-
pflegehelfers erfüllen.

(4) Sind Schulen der Gesundheits- und Krankenpflege, 
der Gesundheits- und Kinderkrankenpflege und der Gesund-
heits- und Krankenpflegehilfe bei einem Träger räumlich 
und organisatorisch zusammengefasst, kann abweichend 
von § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes die Leitung 
dieser Schulen durch eine fachlich und pädagogisch qualifi-
zierte Person wahrgenommen werden.“

3.	 § 9 wird wie folgt geändert:
a)	 Der Wortlaut wird Absatz 1.
b)	 Folgender Absatz 2 wird angefügt:

„(2) Für Schulen für Physiotherapie und Schulen für Mas-
seurinnen und medizinische Bademeisterinnen und Masseure 
und medizinische Bademeister bei einem Träger kann abwei-
chend von § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Gesetzes die 
Leitung beider Schulen durch eine fachlich und pädagogisch 
qualifizierte Person wahrgenommen werden, wenn die Schu-
len räumlich und organisatorisch zusammengefasst sind.“

4.	 § 11 wird durch die folgenden §§ 11 und 12 ersetzt:

„§ 11 
Schulen für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter

Ausbildungsplätze sind für die Durchführung der praktischen 
Ausbildung der Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter geeig-
net im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Gesetzes, 
wenn sie von Lehrrettungswachen und Krankenhäusern bereitge-
stellt werden, die neben den Anforderungen des § 6 Absatz 1 die 
Anforderungen des § 5 Absatz 3 Satz 3 des Notfallsanitätergeset-
zes und des § 3 Absatz 1 bis 3 der Ausbildungs- und Prüfungsver-
ordnung für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter erfüllen.

§ 12 
Schulen für Desinfektorinnen und Desinfektoren,  

für Gesundheitsaufseherinnen und Gesundheitsaufseher  
und für Medizinische Sektions- und Präparations- 

assistentinnen und -assistenten
An Schulen für Desinfektorinnen und Desinfektoren, für Ge-

sundheitsaufseherinnen und Gesundheitsaufseher und für Medi-
zinische Sektions- und Präparationsassistentinnen und -assis
tenten kann abweichend von §  1 Absatz  1 und §  2 Absatz  1 
Nummer 3 die fachliche und pädagogische Qualifikation auch 
auf andere Art und Weise nachgewiesen werden.“

5.	 Der bisherige § 12 wird § 13.
6.	 Dem bisherigen § 13 wird folgender § 14 vorangestellt:

„§ 14 
Übergangsvorschrift

Abweichend von § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 verfügen Schulen 
zur Ausbildung der Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter für 
die Ausbildung nach Abschnitt 2 des Notfallsanitätergesetzes bis 
zum 31. Dezember 2018 über eine ausreichende Zahl an Lehrkräf-
ten im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Gesetzes, wenn 
für die Durchführung einer den Anforderungen der Berufsgesetze 
entsprechenden Ausbildung für je 20 Ausbildungsplätze mindes-
tens eine in Vollzeit tätige Lehrkraft oder mehrere im Gesamt
umfang einer Vollzeitstelle in Teilzeit tätige Lehrkräfte zur Verfü
gung stehen. § 3 Absatz 1 Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.“

7.	 Der bisherige § 13 wird § 15.

Artikel 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. August 2016

Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales

Mario  C z a j a
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Ausbildungs- und Prüfungsordnung
für den Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin und des Gesundheits- und Krankenpflegehelfers 

(KPH-APrO)
Vom 10. August 2016

Auf Grund des § 12 des Berliner Krankenpflegehilfegesetzes vom 
4. Februar 2016 (GVBl. S. 35, 55) wird verordnet:

Inhaltsübersicht
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Ausbildung und allgemeine Prüfungsbestimmungen
§ 1 	 Gliederung der Ausbildung
§ 2 	 Praktische Ausbildung
§ 3 	 Staatliche Prüfung
§ 4 	 Prüfungsausschuss
§ 5 	 Zulassung zur Prüfung
§ 6 	 Niederschrift
§ 7 	 Benotung
§ 8 	 Bestehen und Wiederholung der Prüfung
§ 9 	 Rücktritt von der Prüfung
§ 10 	 Versäumnisfolgen
§ 11 	 Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche
§ 12 	 Prüfungsunterlagen
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Schriftlicher und praktischer Teil der Prüfung
§ 13 	 Schriftlicher Teil der Prüfung
§ 14 	 Praktischer Teil der Prüfung
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Erlaubniserteilung
§ 15 	 Erlaubnisurkunde
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Sonderregelungen für Inhaberinnen und Inhaber von Ausbildungs-
nachweisen aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder 
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum oder einem Drittstaat
§ 16 	� Anerkennungsregelungen für Ausbildungsnachweise aus 

einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem 
anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum

§ 17 	� Anerkennungsregelungen für Ausbildungsnachweise aus 
einem Drittstaat

§ 18 	� Durchführungsbestimmungen

Abschnitt 5 
Schlussvorschrift
§ 19 	 Inkrafttreten

Abschnitt 1 
Ausbildung und allgemeine Prüfungsbestimmungen

§ 1 
Gliederung der Ausbildung

(1) Die Ausbildung in der Gesundheits- und Krankenpflegehilfe 
umfasst mindestens den in der Anlage 1 aufgeführten theoretischen 
und praktischen Unterricht von 700 Stunden und die aufgeführte 
praktische Ausbildung von 850 Stunden.

(2) Im Unterricht muss den Schülerinnen und Schülern ausrei-
chende Möglichkeit gegeben werden, die erforderlichen praktischen 
Fähigkeiten und Fertigkeiten zu entwickeln und einzuüben.

(3) Die regelmäßige und erfolgreiche Teilnahme an den Ausbil-
dungsveranstaltungen nach Absatz 1 ist durch eine Bescheinigung 
nach dem Muster der Anlage 2 nachzuweisen.

§ 2 
Praktische Ausbildung

(1) Während der praktischen Ausbildung nach § 1 Absatz 1 sind 
die Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln, die zur Erreichung 
des Ausbildungsziels nach §  7 des Berliner Krankenpflegehilfe
gesetzes erforderlich sind. Es ist Gelegenheit zu geben, die im Un-
terricht erworbenen Kenntnisse zu vertiefen und zu lernen, sie bei 
der späteren beruflichen Tätigkeit anzuwenden.

(2) Die Einrichtungen der praktischen Ausbildung im Sinne des 
§ 8 Absatz 2 Satz 3 des Berliner Krankenpflegehilfegesetzes stellen 
die Praxisanleitung der Schülerinnen und Schüler nach § 8 Absatz 3 
Satz  3 des Berliner Krankenpflegehilfegesetzes durch geeignete 
Fachkräfte sicher. Aufgabe der Praxisanleitung ist es, die Schülerin-
nen und Schüler schrittweise an die eigenständige Wahrnehmung 
der beruflichen Aufgaben heranzuführen und die Verbindung mit der 
Schule zu gewährleisten. Die Schülerinnen und Schüler durchlaufen 
in der praktischen Ausbildung mindestens zwei Praxisbereiche. Zur 
Praxisanleitung geeignet sind Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 
Absatz 1 Nummer 1 oder 2 des Krankenpflegegesetzes, die über eine 
Berufserfahrung von mindestens zwei Jahren und eine berufspäda-
gogische Zusatzqualifikation im Umfang von mindestens 200 Stun-
den verfügen. Soweit die Ausbildung in Pflegeeinrichtungen im 
Sinne des § 71 des Elften Buches Sozialgesetzbuch stattfindet, gilt 
abweichend von Satz 4, dass Personen mit einer Erlaubnis nach § 1 
Satz 1 des Altenpflegegesetzes, die über eine Berufserfahrung von 
mindestens zwei Jahren und eine berufspädagogische Zusatzquali
fikation im Umfang von mindestens 200 Stunden verfügen, zur 
Praxisanleitung geeignet sind.

(3) Die Schulen stellen die Praxisbegleitung der Schülerinnen und 
Schüler in den Einrichtungen der praktischen Ausbildung nach § 8 
Absatz 3 Satz 2 des Berliner Krankenpflegehilfegesetzes sicher. Auf-
gabe der Lehrkräfte der Schulen ist es, die Schülerinnen und Schüler 
in den Einrichtungen zu betreuen und die für die Praxisanleitung 
zuständigen Fachkräfte zu beraten. Das ist auch durch regelmäßige 
persönliche Anwesenheit in den Einrichtungen zu gewährleisten.

§ 3 
Staatliche Prüfung

(1) Die staatliche Prüfung für die Ausbildung nach § 1 Absatz 1 
umfasst jeweils einen schriftlichen und einen praktischen Teil.

(2) Der Prüfling legt die Prüfung bei der Schule ab, an der er die 
Ausbildung abschließt. Die zuständige Behörde kann aus wichtigem 
Grund Ausnahmen zulassen. 

§ 4 
Prüfungsausschuss

(1) Bei jeder Schule wird ein Prüfungsausschuss gebildet, der 
mindestens aus folgenden Mitgliedern besteht:
1.	 einer fachlich geeigneten Vertreterin oder einem fachlich geeig-

neten Vertreter der zuständigen Behörde oder einer von der zu-
ständigen Behörde mit der Wahrnehmung dieser Aufgabe be-
trauten fachlich geeigneten Person,
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§ 8 
Bestehen und Wiederholung der Prüfung

(1) Die Prüfung ist bestanden, wenn jeder der nach § 3 Absatz 1 
vorgeschriebenen Prüfungsteile bestanden ist.

(2) Über die bestandene staatliche Prüfung wird ein Zeugnis nach 
dem Muster der Anlage 3 erteilt. Über das Nichtbestehen erhält der 
Prüfling von der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses 
eine schriftliche Mitteilung, in der die Prüfungsnoten anzugeben 
sind.

(3) Die schriftliche Prüfung und die praktische Prüfung können 
jeweils einmal wiederholt werden.

(4) Hat der Prüfling den praktischen Teil der Prüfung oder beide 
Teile der Prüfung zu wiederholen, so darf er zur Wiederholungsprü-
fung nur zugelassen werden, wenn er an einer weiteren Ausbildung 
teilgenommen hat, deren Dauer und Inhalt von der oder dem Vorsit-
zenden des Prüfungsausschusses bestimmt werden. Die weitere 
Ausbildung darf die in § 18 Absatz 2 des Berliner Krankenpflegehil-
fegesetzes festgelegte Dauer von einem Jahr nicht überschreiten. 
Der Prüfling hat seinem Antrag auf Zulassung zur Wiederholungs-
prüfung einen Nachweis über die weitere Ausbildung beizufügen. 
Die Wiederholungsprüfung muss spätestens zwölf Monate nach der 
letzten Prüfung abgeschlossen sein; Ausnahmen kann die zuständige 
Behörde in begründeten Fällen zulassen.

§ 9 
Rücktritt von der Prüfung

(1) Tritt ein Prüfling nach seiner Zulassung von der Prüfung oder 
einem Teil der Prüfung zurück, so hat er den Grund für seinen Rück-
tritt unverzüglich der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschus-
ses schriftlich oder elektronisch mitzuteilen. Genehmigt die oder der 
Vorsitzende den Rücktritt, so gilt die Prüfung oder der entsprechende 
Teil der Prüfung als nicht unternommen. Die Genehmigung ist nur zu 
erteilen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Im Falle einer Krankheit 
ist die Vorlage einer ärztlichen Bescheinigung zu verlangen.

(2) Wird die Genehmigung für den Rücktritt nicht erteilt oder 
unterlässt es der Prüfling, den Grund für seinen Rücktritt unverzüg-
lich mitzuteilen, so gilt die Prüfung oder der entsprechende Teil der 
Prüfung als nicht bestanden. § 8 Absatz 3 gilt entsprechend. 

§ 10 
Versäumnisfolgen

(1) Versäumt ein Prüfling einen Prüfungstermin oder unterbricht 
er die Prüfung, so gilt die Prüfung als nicht bestanden, wenn nicht 
ein wichtiger Grund vorliegt. § 8 Absatz 3 gilt entsprechend. Liegt 
ein wichtiger Grund vor, so gilt die Prüfung oder der betreffende Teil 
der Prüfung als nicht unternommen.

(2) Die Entscheidung darüber, ob ein wichtiger Grund vorliegt, 
trifft die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses. § 9 Absatz 1 
Satz 1 und 4 gilt entsprechend.

§ 11 
Ordnungsverstöße und Täuschungsversuche

Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses kann bei 
Prüflingen, die die ordnungsgemäße Durchführung der Prüfung in 
erheblichem Maße gestört oder sich eines Täuschungsversuches 
schuldig gemacht haben, den betreffenden Teil der Prüfung für nicht 
bestanden erklären. § 8 Absatz 3 gilt entsprechend. Eine solche Ent-
scheidung ist im Falle der Störung der Prüfung nur bis zum Ab-
schluss der gesamten Prüfung, im Falle eines Täuschungsversuches 
nur innerhalb von drei Jahren nach Abschluss der Prüfung zulässig.

§ 12 
Prüfungsunterlagen

Auf Antrag ist dem Prüfling nach Abschluss der Prüfung Einsicht 
in seine Prüfungsunterlagen zu gewähren. Die Anträge auf Zulas-
sung zur Prüfung und die Prüfungsniederschriften sind zehn Jahre 
aufzubewahren. 

2.	 der Leiterin oder dem Leiter der Schule,
3.	 Fachprüferinnen oder Fachprüfern, die an der Schule unterrich-

ten, und 
4.	 mindestens einer Fachprüferin oder einem Fachprüfer, die oder 

der als Praxisanleitung nach § 2 Absatz 2 Satz 2 tätig ist.
Als Fachprüferinnen oder Fachprüfer sollen die Lehrkräfte und Per-
sonen der Praxisanleitung bestellt werden, die den Prüfling überwie-
gend ausgebildet haben.

(2) Die zuständige Behörde bestellt die Mitglieder nach Absatz 1 
und ihre Stellvertreterinnen und Stellvertreter. Für jedes Mitglied ist 
mindestens eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu bestellen. 
Die Mitglieder nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 und ihre Stell-
vertreterinnen oder Stellvertreter werden auf Vorschlag der Schul
leitung bestellt.

(3) Das Mitglied nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 sitzt dem Prü-
fungsausschuss vor. Es bestimmt auf Vorschlag der Schulleitung die 
Fachprüferinnen oder Fachprüfer und deren Stellvertreterinnen oder 
Stellvertreter für die einzelnen Teile der Prüfung.

(4) Die zuständige Behörde kann Sachverständige und Beobach-
terinnen oder Beobachter zur Teilnahme an allen Prüfungsvorgän-
gen entsenden.

§ 5 
Zulassung zur Prüfung

(1) Die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses entscheidet 
auf Antrag des Prüflings über die Zulassung zur Prüfung und setzt 
die Prüfungstermine im Benehmen mit der Schulleitung fest. Der 
Prüfungsbeginn soll nicht früher als sechs Wochen vor dem Ende 
der Ausbildung liegen.

(2) Die Zulassung zur Prüfung wird erteilt, wenn folgende Nach-
weise vorliegen:
1.	 das Identitätsdokument und
2.	 die Bescheinigung nach § 1 Absatz 3.

(3) Die Zulassung und die Prüfungstermine sollen dem Prüfling 
spätestens zwei Wochen vor Prüfungsbeginn schriftlich oder elek
tronisch mitgeteilt werden.

§ 6 
Niederschrift

Über die Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, aus der Ge-
genstand, Ablauf und Ergebnisse der Prüfung und etwa vorkom
mende Unregelmäßigkeiten hervorgehen.

§ 7 
Benotung

Die Leistungen der schriftlichen und praktischen Prüfung werden 
wie folgt benotet:
1.	 „sehr gut“ (1),	  

wenn die Leistung den Anforderungen in besonderem Maße ent-
spricht,

2.	 „gut“ (2),	  
wenn die Leistung den Anforderungen voll entspricht, 

3.	 „befriedigend“ (3),	  
wenn die Leistung im Allgemeinen den Anforderungen ent-
spricht,

4.	 „ausreichend“ (4),	  
wenn die Leistung zwar Mängel aufweist, aber im Ganzen den 
Anforderungen noch entspricht,

5.	 „mangelhaft“ (5),	  
wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht, jedoch 
erkennen lässt, dass die notwendigen Grundkenntnisse vorhanden 
sind und die Mängel in absehbarer Zeit behoben werden können,

6.	 „ungenügend“ (6),	  
wenn die Leistung den Anforderungen nicht entspricht und 
selbst die Grundkenntnisse so lückenhaft sind, dass die Mängel 
in absehbarer Zeit nicht behoben werden können.
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Abschnitt 4 
Sonderregelungen für Inhaberinnen und Inhaber  

von Ausbildungsnachweisen aus einem Mitgliedstaat  
der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat  
des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum  

oder einem Drittstaat

§ 16 
Anerkennungsregelungen für Ausbildungsnachweise  

aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union  
oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens  

über den Europäischen Wirtschaftsraum
(1) Antragstellerinnen und Antragsteller, die eine Erlaubnis nach 

§ 1 Absatz 1 des Berliner Krankenpflegehilfegesetzes beantragen und
1. 	 ihre Ausbildung in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union 

oder einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum abgeschlossen haben oder

2. 	 über einen Ausbildungsnachweis als Gesundheits- und Kran-
kenpflegehelferin oder Gesundheits- und Krankenpflegehelfer 
aus einem Staat, der nicht Mitgliedstaat der Europäischen Union 
oder Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum (Drittstaat) ist, verfügen, der aber in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertrags-
staat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 
anerkannt wurde, 

können zum Ausgleich von wesentlichen Unterschieden, die von  
der zuständigen Behörde im Rahmen der Prüfung ihres Antrags auf  
Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung fest
gestellt worden sind und nicht durch Kenntnisse und Fähigkeiten 
ausgeglichen werden konnten, die die Antragstellerinnen und An-
tragsteller im Rahmen ihrer Berufspraxis nachweisbar erworben  
haben, einen Anpassungslehrgang nach Absatz 2 absolvieren oder 
eine Eignungsprüfung nach Absatz 3 ablegen.

(2) Der Anpassungslehrgang dient dem Ausgleich der von der 
zuständigen Behörde festgestellten wesentlichen Unterschiede 
(Lehrgangsziel). Er wird entsprechend dem Lehrgangsziel in Form 
von theoretischem und praktischem Unterricht, einer praktischen 
Ausbildung mit theoretischer Unterweisung oder beidem an Ein-
richtungen nach § 8 Absatz 2 Satz 2 oder 3 des Berliner Kranken-
pflegehilfegesetzes oder an von der zuständigen Behörde als ver-
gleichbar anerkannten Einrichtungen durchgeführt. An der theoreti-
schen Unterweisung sollen Praxisanleiterinnen oder Praxisanleiter, 
die die Voraussetzungen nach § 2 Absatz 2 Satz 4 oder 5 erfüllen, in 
angemessenem Umfang beteiligt werden. Die zuständige Behörde 
legt die Dauer und die Inhalte des Anpassungslehrgangs so fest, dass 
das Lehrgangsziel erreicht werden kann. Die Ableistung des Anpas-
sungslehrgangs ist durch eine Bescheinigung nach dem Muster der 
Anlage 5 nachzuweisen.

(3) Bei der Eignungsprüfung haben die Antragstellerinnen und 
Antragsteller nachzuweisen, dass sie über die zum Ausgleich der 
von der zuständigen Behörde festgestellten wesentlichen Unter-
schiede erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen. Die 
Eignungsprüfung erstreckt sich auf eine praktische Prüfung, die mit 
einem Prüfungsgespräch verbunden ist. Der Prüfling hat dabei in 
einer oder zwei Pflegesituationen nachzuweisen, dass er in den 
Fachgebieten nach Anlage 1 Buchstabe B anfallende Hilfsaufgaben 
einer prozessorientierten Pflege übernehmen kann. Die zuständige 
Behörde legt die Zahl der Pflegesituationen und die Versorgungsbe-
reiche im Sinne der Anlage 1 Buchstabe B, auf die sich die Prüfung 

Abschnitt 2 
Schriftlicher und praktischer Teil der Prüfung

§ 13 
Schriftlicher Teil der Prüfung

(1) Im schriftlichen Teil der Prüfung ist eine Aufsichtsarbeit anzu-
fertigen mit Aufgaben aus den Themenbereichen 1, 2, 4 und 5 der 
Anlage 1 Buchstabe A. Die Aufsichtsarbeit dauert 120 Minuten. Die 
Aufsichtführenden werden von der Schulleitung bestimmt.

(2) Die Aufgaben für die Aufsichtsarbeit werden von der oder 
dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses auf Vorschlag der Schu-
len bestimmt. Die Aufsichtsarbeit wird von zwei Fachprüferinnen 
oder Fachprüfern des Prüfungsausschusses unabhängig voneinander 
benotet. Bei unterschiedlicher Benotung entscheidet die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses im Benehmen mit den Fach-
prüferinnen oder Fachprüfern über die Note des schriftlichen Prü-
fungsteils. Der schriftliche Teil der Prüfung ist bestanden, wenn die 
Aufsichtsarbeit mindestens mit „ausreichend“ benotet wird.

§ 14 
Praktischer Teil der Prüfung

(1) Der praktische Teil der Prüfung erstreckt sich auf die grund-
pflegerische Versorgung von höchstens zwei Patientinnen oder Pati-
enten. Der Prüfling übernimmt in einem Fachgebiet nach Anlage 1 
Buchstabe B, in dem er zur Zeit der Prüfung an der praktischen 
Ausbildung teilnimmt, alle anfallenden Hilfsaufgaben einer prozess
orientierten Pflege. In einem Prüfungsgespräch hat der Prüfling sein 
Pflegehandeln zu erläutern und zu begründen sowie die Prüfungs
situation zu reflektieren. Dabei hat er nachzuweisen, dass er in der 
Lage ist, die während der Ausbildung erworbenen Kompetenzen in 
der beruflichen Praxis anzuwenden, und befähigt ist, die Aufgaben 
in der Gesundheits- und Krankenpflegehilfe gemäß dem Ausbil-
dungsziel des §  7 des Berliner Krankenpflegehilfegesetzes auszu-
führen.

(2) Die Auswahl der Patientinnen und Patienten erfolgt auf Vor-
schlag des für diese Personen verantwortlichen Fachpersonals durch 
eine Fachprüferin oder einen Fachprüfer im Einvernehmen mit der 
Patientin oder dem Patienten. Der praktische Teil der Prüfung soll 
für den Prüfling in zwei Stunden abgeschlossen sein.

(3) Der praktische Teil der Prüfung wird von mindestens einer 
Fachprüferin oder einem Fachprüfer nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 3 und einer Fachprüferin oder einem Fachprüfer nach § 4 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 4 abgenommen und benotet. Aus den Noten 
der Fachprüferinnen oder Fachprüfer bildet die oder der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses im Benehmen mit den Fachprüferinnen 
oder Fachprüfern die Prüfungsnote für den praktischen Teil der Prü-
fung. Der praktische Teil der Prüfung ist bestanden, wenn die Prü-
fungsnote mindestens „ausreichend“ lautet.

Abschnitt 3 
Erlaubniserteilung

§ 15 
Erlaubnisurkunde

Liegen die Voraussetzungen nach § 2 des Berliner Krankenpflege-
hilfegesetzes für die Erteilung der Erlaubnis zum Führen der Berufs-
bezeichnung „Gesundheits- und Krankenpflegehelferin“ oder „Ge-
sundheits- und Krankenpflegehelfer“ vor, so stellt die zuständige 
Behörde die Erlaubnisurkunde nach dem Muster der Anlage 4 aus.
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oder der die Antragstellerinnen und Antragsteller während des Lehr-
gangs mit betreut hat, geführt. Ergibt sich in dem Abschlussgespräch, 
dass die Antragstellerinnen und Antragsteller den Anpassungslehr-
gang nicht erfolgreich abgeleistet haben, entscheidet die Fachprüfe-
rin oder der Fachprüfer nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 im Be-
nehmen mit der an dem Gespräch teilnehmenden Lehrkraft oder der 
Praxisanleiterin oder dem Praxisanleiter über eine angemessene 
Verlängerung des Anpassungslehrgangs. Eine Verlängerung ist nur 
einmal zulässig. Der Verlängerung folgt ein weiteres Abschlussge-
spräch. Kann auch nach dem Ergebnis dieses Gesprächs die Be-
scheinigung nach Satz 5 nicht erteilt werden, darf der Anpassungs-
lehrgang nur einmal wiederholt werden.

(3) Bei der Kenntnisprüfung haben die Antragstellerinnen und 
Antragsteller nachzuweisen, dass sie über die zur Ausübung des 
Berufs der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin oder des Ge-
sundheits- und Krankenpflegehelfers erforderlichen Kompetenzen 
verfügen. Die Kenntnisprüfung umfasst jeweils einen mündlichen 
und einen praktischen Teil. Sie ist erfolgreich abgeschlossen, wenn 
jeder der beiden Prüfungsteile bestanden ist.

(4) Der mündliche Teil der Kenntnisprüfung erstreckt sich auf die 
Themenbereiche 1, 2, 4 und 5 der Anlage 1 Buchstabe A. Er soll für 
den einzelnen Prüfling mindestens 15 und nicht länger als 30 Minu-
ten dauern. Er wird von zwei Fachprüferinnen oder Fachprüfern, 
von denen eine Person die Voraussetzungen des § 4 Absatz 1 Num-
mer  3 erfüllen muss, abgenommen und bewertet. Der mündliche 
Teil der Kenntnisprüfung ist erfolgreich abgeschlossen, wenn die 
Fachprüferinnen oder Fachprüfer in einer Gesamtbetrachtung die in 
Satz 1 genannten Themenbereiche 1, 2, 4 und 5 der Anlage 1 Buch-
stabe A übereinstimmend mit „bestanden“ bewerten. § 16 Absatz 3 
Satz 9 gilt entsprechend. Kommen die Fachprüferinnen oder Fach-
prüfer zu einer unterschiedlichen Bewertung, entscheidet die oder 
der Vorsitzende des Prüfungsausschusses nach Rücksprache mit den 
Fachprüferinnen oder Fachprüfern über das Bestehen.

(5) Für den praktischen Teil der Kenntnisprüfung gilt § 16 Ab-
satz 3 Satz 2 bis 10 entsprechend.

(6) Die Kenntnisprüfung soll mindestens zweimal jährlich ange-
boten werden und darf im mündlichen Teil und in jeder Pflegesitua-
tion des praktischen Teils, die nicht bestanden wurde, einmal wie-
derholt werden.

(7) Über die bestandene Kenntnisprüfung wird eine Bescheini-
gung nach dem Muster der Anlage 8 erteilt.

§ 18 
Durchführungsbestimmungen

Die Eignungsprüfung nach § 16 Absatz 3 und die Kenntnisprü-
fung nach § 17 Absatz 3 finden in Form einer staatlichen Prüfung 
vor einer staatlichen Prüfungskommission statt. Zur Durchführung 
der Prüfungen sollen die regulären Prüfungstermine der staatlichen 
Prüfung nach § 3 Absatz 1 genutzt werden. Soweit in diesem Ab-
schnitt nichts anderes bestimmt ist, gelten die §§ 6 und 9 bis 12 für 
die Durchführung der Prüfungen nach Satz 1 entsprechend.

Abschnitt 5 
Schlussvorschrift

§ 19 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 10. August 2016

Senatsverwaltung für Gesundheit und Soziales
Mario  C z a j a

erstreckt, gemäß den festgestellten wesentlichen Unterschieden fest. 
Die Prüfung soll insgesamt nicht länger als 120 Minuten dauern und 
als Patientenprüfung ausgestaltet sein. Sie wird von einer Fachprü-
ferin oder einem Fachprüfer nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 
einer Fachprüferin oder einem Fachprüfer nach § 4 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 4 abgenommen und bewertet. Während der Prüfung sind 
den Prüferinnen und Prüfern Nachfragen gestattet, die sich auf das 
konkrete praktische Vorgehen beziehen. Die Eignungsprüfung ist 
erfolgreich abgeschlossen, wenn die Fachprüferinnen oder Fachprü-
fer jede Pflegesituation übereinstimmend mit „bestanden“ bewerten. 
Das Bestehen setzt mindestens voraus, dass die Leistung des 
Prüflings trotz ihrer Mängel noch den Anforderungen genügt. Kom-
men die Fachprüferinnen oder Fachprüfer zu einer unterschiedlichen 
Bewertung, entscheidet die oder der Vorsitzende des Prüfungsaus-
schusses nach Rücksprache mit den Fachprüferinnen oder Fach
prüfern über das Bestehen. Die Eignungsprüfung soll mindestens 
zweimal jährlich angeboten werden und darf in jeder Pflegesitua
tion, die nicht bestanden wurde, einmal wiederholt werden. Über die 
bestandene Eignungsprüfung wird eine Bescheinigung nach dem 
Muster der Anlage 6 erteilt.

§ 17 
Anerkennungsregelungen für Ausbildungsnachweise  

aus einem Drittstaat
(1) Antragstellerinnen und Antragsteller, die eine Erlaubnis nach 

§ 1 Absatz 1 des Berliner Krankenpflegehilfegesetzes beantragen, 
haben einen Anpassungslehrgang nach Absatz 2 zu absolvieren, der 
mit einer Prüfung über den Inhalt des Anpassungslehrgangs ab-
schließt, oder eine Kenntnisprüfung nach Absatz 3 abzulegen, wenn 
sie über einen Ausbildungsnachweis verfügen, der in einem Dritt-
staat erworben worden ist, und ihre Ausbildung wesentliche Unter-
schiede zu der deutschen Ausbildung aufweist, die von der zustän
digen Behörde im Rahmen der Prüfung ihres Antrags auf Erteilung 
der Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung festgestellt wor-
den sind und nicht durch Kenntnisse und Fähigkeiten ausgeglichen 
werden konnten, die die Antragstellerinnen und Antragsteller im 
Rahmen ihrer nachgewiesenen Berufspraxis erworben haben. Satz 1 
gilt entsprechend für Fälle, in denen eine Prüfung der Gleichwertig-
keit des Ausbildungsstandes wegen der in § 3 Absatz 2 Satz 3 des 
Berliner Krankenpflegehilfegesetzes genannten Gründe nicht durch
geführt wird.

(2) Der Anpassungslehrgang dient zusammen mit dem Abschluss-
gespräch der Feststellung, dass die Antragstellerinnen und Antrag-
steller über die zur Ausübung des Berufs der Gesundheits- und 
Krankenpflegehelferin oder des Gesundheits- und Krankenpflege-
helfers erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten verfügen (Lehr-
gangsziel). Er wird entsprechend dem Lehrgangsziel in Form von 
theoretischem und praktischem Unterricht, einer praktischen Aus-
bildung mit theoretischer Unterweisung oder beidem an Einrichtun-
gen nach § 8 Absatz 2 Satz 2 oder 3 des Berliner Krankenpflegehil-
fegesetzes oder an von der zuständigen Behörde als vergleichbar 
anerkannten Einrichtungen durchgeführt und schließt mit einer 
Prüfung über den Inhalt des Anpassungslehrgangs ab. An der theo-
retischen Unterweisung sollen Praxisanleiterinnen und Praxisanlei-
ter, die die Voraussetzungen nach § 2 Absatz 2 Satz 4 oder 5 erfüllen, 
in angemessenem Umfang beteiligt werden. Die zuständige Behörde 
legt die Dauer und die Inhalte des Anpassungslehrgangs so fest, dass 
das Lehrgangsziel erreicht werden kann. Die erfolgreiche Ableis-
tung des Anpassungslehrgangs ist durch eine Bescheinigung nach 
dem Muster der Anlage 7 nachzuweisen. Die Bescheinigung wird 
erteilt, wenn in der Prüfung, die in Form eines Abschlussgesprächs 
durchgeführt wird, festgestellt worden ist, dass die Antragstellerin-
nen und Antragsteller das Lehrgangsziel erreicht haben. Das Ab-
schlussgespräch wird von einer Fachprüferin oder einem Fachprüfer 
nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 gemeinsam mit der Lehrkraft 
oder der Praxisanleiterin oder dem Praxisanleiter nach Satz 3, die 
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Die Wissensgrundlagen umfassen:
  Stundenzahl 

1.	 Kenntnisse der Gesundheits- und Kranken-
pflegehilfe 

 
380 

2.	 Pflegerelevante Kenntnisse der Naturwissen
schaften und der Medizin in der Gesundheits- 
und Krankenpflegehilfe 

 
 

140 
3.	 Pflegerelevante Kenntnisse der Geistes- und 

Sozialwissenschaften in der Gesundheits-  
und Krankenpflegehilfe 

 
 

100 
4.	 Pflegerelevante Kenntnisse aus Recht, Politik 

und Wirtschaft in der Gesundheits- und 
Krankenpflegehilfe 

5.	 Zur freien Verteilung

 
 

60
20

Stundenzahl insgesamt 700 

Der Unterricht vermittelt mindestens diejenigen Kompetenzen, die 
dazu befähigen, unter Anleitung und Überwachung von Pflegefach-
kräften insbesondere folgende Tätigkeiten durchzuführen:
1.	 Mitwirkung bei der Durchführung ärztlich veranlasster thera-

peutischer und diagnostischer Verrichtungen (insbesondere 
Kontrolle von Vitalzeichen, Medikamentengabe, subkutane In-
jektionen, Inhalationen, Einreibungen, An- und Ausziehen von 
Kompressionsstrümpfen).

2.	 Unterstützende Begleitung und Pflege von Menschen in der 
Endphase des Lebens.

B.	Praktische Ausbildung

  Stundenzahl 

1.	 Gesundheits- und Krankenpflegehilfe von 
Menschen in der stationären Versorgung: 
Akutpflege und Langzeitpflege  

 
 

650 
2.	 Gesundheits- und Krankenpflegehilfe von 

Menschen in der ambulanten Versorgung 
 

200
Stundenzahl insgesamt 850 

A.	 Theoretischer und praktischer Unterricht
Der theoretische und praktische Unterricht umfasst folgende The-
menbereiche:
1.	 Maßnahmen in stabilen Pflegesituationen:

Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, grundpflegeri-
sche Maßnahmen in stabilen Pflegesituationen sicher durchzu-
führen.

2.	 Dokumentation im Pflegeprozess:
Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, unterstützend 
bei der Informationssammlung mitzuwirken, den Pflegebericht 
fortzuschreiben und die durchgeführten Tätigkeiten selbststän-
dig zu dokumentieren.

3.	 Soziale Kompetenzen, Kommunikation:
Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, Kontakte mit 
pflegebedürftigen Menschen herzustellen, mit ihnen einen res-
pektvollen Umgang zu pflegen und sie unter Beachtung wesent-
licher Vorbeugungsmaßnahmen bei der Grundversorgung zu 
unterstützen, Ressourcen zu erkennen und zu aktivieren und in 
die Pflegehandlung einzubeziehen.

4.	 Individuelle Unterstützung:
Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, pflegebedürfti-
ge Menschen bei der Lebensgestaltung im Alltag unter Beach-
tung der Lebensgeschichte, der Kultur und der Religion zu un-
terstützen.

5.	 Bewusste Beobachtung:
Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, Notfallsitua
tionen und Veränderungen der Pflegesituation durch Mitwirkung 
bei der Beobachtung rechtzeitig zu erkennen und angemessen zu 
handeln.

6.	 Interaktion in der Pflege:
Die Schülerinnen und Schüler sind zu befähigen, mit anderen 
Berufsgruppen unter Reflektion der Situation und der eigenen 
Rolle zusammenzuarbeiten.

Innerhalb dieser Themenbereiche sind jeweils verschiedene fach
liche Wissensgrundlagen zu vermitteln. Bei der Planung des Unter-
richts sind diese den einzelnen Themenbereichen zuzuordnen.

Anlage 1
(zu § 1 Absatz 1)
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Anlage 2 
(zu § 1 Absatz 3) 

………………………………. 
Bezeichnung der Schule 

Bescheinigung über die Teilnahme an den Ausbildungsveranstaltungen 

 

Frau/Herr …………………………………………………………………………………………………... 
 
geboren 
am…………… 
 
in ……………………………………………………………………………………………………………. 

hat in der Zeit vom …… bis …… regelmäßig und mit Erfolg an dem theoretischen und praktischen Un-
terricht und der praktischen Ausbildung für Gesundheits- und Krankenpflegehelferinnen und Gesund-
heits- und Krankenpflegehelfer gemäß § 8 Absatz 1 des Berliner Krankenpflegehilfegesetzes teilgenom-
men. 

Die Ausbildung ist - nicht - über die nach dem Berliner Krankenpflegehilfegesetz zulässigen Fehlzeiten 
hinaus - um …… Stunden *) - unterbrochen worden. 

............................................ 
Ort, Datum 

.......................................................................................... 
Schulleitung 
(Unterschrift[en], Stempel) 

*) Nichtzutreffendes streichen 

  

Anlage 2
(zu § 1 Absatz 3)
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Anlage 3 
(zu § 8 Absatz 2 Satz 1) 

Die/Der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses 

Zeugnis über die staatliche Prüfung 

 

Frau/Herr …………………………………………………………………………………………………... 
 
geboren 
am…………… 
 
in ……………………………………………………………………………………………………………. 

hat am .................... die staatliche Prüfung nach § 2 Absatz 1 Nummer 1 des Berliner Krankenpflegehilfe-
gesetzes vor dem Prüfungsausschuss bei der  

......................................................................................................................................................... 

in .................................................................................................. bestanden.  

Sie/Er hat folgende Prüfungsnoten erhalten: 

1. im schriftlichen Teil der Prüfung „.......................................................“ 
2. im praktischen Teil der Prüfung „.......................................................“ 

............................................................................................ 
Ort, Datum 

..................................................................................................................................  
Die Vorsitzende/Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
(Unterschrift, Siegel) 

  

Anlage 3
(zu § 8 Absatz 2 Satz 1)
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Anlage 4 
(zu § 15) 

Urkunde über die Erlaubnis zum Führen der Berufsbezeichnung  

„........................................................................................“  

Frau/Herr …………………………………………………………………………………………………... 
 
geboren 
am…………… 
 
in ……………………………………………………………………………………………………………. 

erhält auf Grund des § 2 Absatz 1 des Berliner Krankenpflegehilfegesetzes mit Wirkung vom heutigen 
Tage die Erlaubnis, die Berufsbezeichnung 

„Gesundheits- und Krankenpflegehelferin“ / „Gesundheits- und Krankenpflegehelfer“ 

zu führen.  

...................................................................... 
Ort, Datum 

............................................................................ 
Unterschrift, Siegel 

 
 
  

Anlage 4
(zu § 15)
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Anlage 5 
(zu § 16 Absatz 2 Satz 5) 

 
…………………………………… 
(Bezeichnung der Einrichtung) 

Bescheinigung 
über die Teilnahme am Anpassungslehrgang 

 
 

Frau/Herr …………………………………………………………………………………………………... 
 
geboren 
am…………… 
 
in ……………………………………………………………………………………………………………. 
 
hat in der Zeit vom …………. bis ………… regelmäßig und mit Erfolg an dem nach § 16 Absatz 2 der 
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin und des 
Gesundheits- und Krankenpflegehelfers von der zuständigen Behörde vorgeschriebenen Anpassungs-
lehrgang teilgenommen. 
 
………………………………………………………………………… 
Ort, Datum 
………………………………………………………………………… 
Unterschrift(en) der Einrichtung, Stempel 
 
  

Anlage 5
(zu § 16 Absatz 2 Satz 5)
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Anlage 6 
(zu § 16 Absatz 3 Satz 12) 

Die/der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses 

Bescheinigung 
über die staatliche Eignungsprüfung 

 
 

Frau/Herr …………………………………………………………………………………………………... 
 
geboren 
am…………… 
 
in ……………………………………………………………………………………………………………. 
 
hat am ………… die staatliche Eignungsprüfung nach § 16 Absatz 3 der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung für den Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin und des Gesundheits- und Kranken-
pflegehelfers bestanden/nicht bestanden.*) 
 
…………………………………………………………………………… 
Ort, Datum 
…………………………………………………………………………… 
Die/Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
(Unterschrift, Siegel) 
 
*) Nichtzutreffendes streichen 
 

  

Anlage 6
(zu § 16 Absatz 3 Satz 12)
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Anlage 7 
(zu § 17 Absatz 2 Satz 5) 

 
 

……………………………………… 
(Bezeichnung der Einrichtung) 

Bescheinigung 
über die Teilnahme am Anpassungslehrgang 

 
 

Frau/Herr …………………………………………………………………………………………………... 
 
geboren 
am…………… 
 
in ……………………………………………………………………………………………………………. 
 
hat in der Zeit vom ………. bis ………. regelmäßig an dem nach § 17 Absatz 2 der Ausbildungs- und 
Prüfungsordnung für den Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin und des Gesundheits- und 
Krankenpflegehelfers von der zuständigen Behörde vorgeschriebenen Anpassungslehrgang teilgenommen. 
 
Das Abschlussgespräch hat sie/er bestanden/nicht bestanden.*) 
 
 
………………………………………………………………………… 
Ort, Datum 
………………………………………………………………………… 
Unterschrift (en) der Einrichtung, Stempel 
 
*) Nichtzutreffendes streichen 
 
  

Anlage 7
(zu § 17 Absatz 2 Satz 5)
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Anlage 8 
(zu § 17 Absatz 7) 

 
Die/der Vorsitzende 
des Prüfungsausschusses 

Bescheinigung 
über die staatliche Kenntnisprüfung 

 
 

Frau/Herr …………………………………………………………………………………………………... 
 
geboren 
am…………… 
 
in ……………………………………………………………………………………………………………. 
 
hat am ……….. die staatliche Kenntnisprüfung nach § 17 Absatz 3 der Ausbildungs- und Prüfungs-
ordnung für den Beruf der Gesundheits- und Krankenpflegehelferin und des Gesundheits- und Kranken-
pflegehelfers bestanden/nicht bestanden.*) 
 
 
…………………………………………………………………………… 
Ort, Datum 
…………………………………………………………………………… 
Die/Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
(Unterschrift, Siegel) 

*) Nichtzutreffendes streichen 
 
 

Anlage 8
(zu § 17 Absatz 7)
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Verordnung
über die Festsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans XV-37ea-1 VE 

im Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteil Bohnsdorf
Vom 10. August 2016

Auf Grund des § 12 in Verbindung mit § 10 Absatz 1 des Bauge-
setzbuchs in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 
(BGBl. I S. 1722), in Verbindung mit § 6 Absatz 3 und mit § 11 Ab-
satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fas-
sung vom 7. November 1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 23. Juni 2015 (GVBl. S. 283), wird verordnet:

§ 1
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan XV-37ea-1 VE vom 11. 

April 2016 für eine südöstliche Teilfläche der Grundstücke Höhen-
steig 1 und Buntzelstraße 24, 34 und 36 im Bezirk Treptow-Köpenick, 
Ortsteil Bohnsdorf, wird festgesetzt. Er ändert teilweise den durch 
Verordnung über die Festsetzung des Bebauungsplans XV-37ea im 
Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteil Bohnsdorf, vom 3. Dezember 
2002 (GVBl. 2003 S. 8) festgesetzten Bebauungsplan.

§ 2
Die Urschrift des vorhabenbezogenen Bebauungsplans kann beim 

Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin, Abteilung Bauen, Stadt
entwicklung und Umwelt, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Ver-
messung, beglaubigte Abzeichnungen des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplans XV-37ea-1 VE können beim Bezirksamt Treptow- 
Köpenick von Berlin, Abteilung Bauen, Stadtentwicklung und Um-
welt, Stadtentwicklungsamt, Fachbereich Stadtplanung und Fach
bereich Bau- und Wohnungsaufsicht, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa-
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht frist
gemäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 

lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif-

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des vorhabenbe
zogenen Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind, 

innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser Verordnung ge-
genüber dem Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin schriftlich 
geltend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, 
ist darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist werden die 
in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausfüh-
rung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor-
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 10. August 2016

Bezirksamt Treptow-Köpenick von Berlin

Oliver  I g e l  
Bezirksbürgermeister

Rainer  H ö l m e r 
Bezirksstadtrat für Bauen 

Stadtentwicklung und Umwelt
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Bekanntmachung
gemäß Artikel 1 § 2 Absatz 5 des Gesetzes zur Anpassung der Besoldung und Versorgung  

für das Land Berlin 2016 und zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (BerlBVAnpG 2016)

Auf Grund des Artikels 1 § 2 Absatz 5 des Gesetzes zur Anpas-
sung der Besoldung und Versorgung für das Land Berlin 2016 und 
zur Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften (BerlBVAnpG 
2016) vom 17. Juni 2016 (GVBl. S. 334) werden nachstehend als 
Anlage 1 bis 14 die Beträge der ab dem 1. August 2016 erhöhten 
Bezüge bekannt gemacht.

Berlin, den 28. Juli 2016

Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Frank  H e n k e l
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Anlage 1

Anhang zu Artikel I § 2 Absatz 1 BerlBVAnpG 2016

Gültig ab 1. August 2016

1. Besoldungsordnungen A

Erfahrungs-
zeiten

Besoldungs-
gruppe
A4 1.867,29 1.925,53 1.975,20 2.024,77 2.051,23 2.079,76 2.129,33 2.195,49
A5 1.881,49 1.952,09 2.002,66 2.055,61 2.107,31 2.162,54 2.211,96 2.259,45
A6 1.924,56 1.983,97 2.096,28 2.153,60 2.205,32 2.264,94 2.317,81 2.374,03
A7 2.006,09 2.063,22 2.134,84 2.264,94 2.344,24 2.411,31 2.464,21 2.558,91
A8 2.126,10 2.275,88 2.370,63 2.465,34 2.605,19 2.681,22 2.739,10 2.794,69
A9 2.260,36 2.340,81 2.465,34 2.607,47 2.711,85 2.841,20 2.916,09 2.987,57
A10 2.430,16 2.536,96 2.711,85 2.888,87 3.014,81 3.140,76 3.256,50 3.351,80
A11 2.795,82 2.960,33 3.124,87 3.290,53 3.399,46 3.517,47 3.658,17 3.744,40
A12 3.006,86 3.315,50 3.399,46 3.624,12 3.727,37 3.928,21 4.005,37 4.144,94
A13 3.551,49 3.734,19 3.916,87 4.100,68 4.273,15 4.354,85 4.527,32 4.618,08
A14 3.738,72 3.973,59 4.233,44 4.464,90 4.622,63 4.774,67 4.938,06 5.105,99
A15 4.586,32 4.823,46 4.961,89 5.125,28 5.288,67 5.450,93 5.583,68 5.777,72
A16 5.065,15 5.312,50 5.500,87 5.689,22 5.876,44 6.064,79 6.253,14 6.438,10

Stufe 7 Stufe 8Stufe 5 Stufe 6Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

2 Jahre 3 Jahre 4 Jahre
(in den Besoldungsgruppen A4-A7 

2 Jahre)
(in den Besoldungsgruppen A4-A8 

3 Jahre)

 
 
Gültig ab 1. August 2016

2. Besoldungsordnungen B

5.773,01
6.715,85
7.115,00
7.533,07
8.012,69
8.465,63
8.906,21
9.365,43
9.935,58

11.706,19
12.162,53

B 1
B 2
B 3
B 4
B 5
B 6
B 7
B 8
B 9
B 10
B 11

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Besoldungs-
gruppe
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Anlage 1

Gültig ab 1. August 2016

3. Besoldungsordnung W

Besoldungsgruppe W 1 W 2 W 3
4.000,32 5.288,67 6.064,79

 

Gültig ab 1. August 2016
4. Landesbesoldungsordnung R

BesGr. Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 Stufe 7 Stufe 8
R 1 3.889,62 4.124,51 4.568,16 5.019,75 5.269,39 5.491,79 5.698,30 5.943,38
R 2 4.656,67 4.882,47 5.109,40 5.572,34 5.810,63 6.042,09 6.252,01 6.484,62

R 3 7.115,49
R 4 7.534,19
R 5 8.013,00
R 6 8.465,73
R 7 8.907,12
R 8 9.365,52
R 9 9.936,26

R 10 12.211,26

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)

Erfahrungszeiten 3 Jahre 2 Jahre 3 Jahre

Grundgehaltssätze
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 2

Anhang zu Artikel I § 2 Absatz 1 BerlBVAnpG 2016

Gültig ab 1. August 2016

Stufe 1
(§ 40 Abs. 1 

BBesG in der 
Überleitungs
fassung für 

Berlin)
Besoldungsgruppen
A 2 bis A 8 117,76

übrige Besoldungsgruppen 123,67

Für das erste und zweite zu berücksichtigende Kind erhöht sich der Familienzuschlag der Stufe 1  
um je 105,78 Euro (Stufe 2 und 3), für das dritte und jedes weitere zu berücksichtigende Kind um 329,62 Euro (Stufe 4 und höher).

Erhöhungsbeträge für die Besoldungsgruppen A 2 bis A 5

Der Familienzuschlag der Stufe 2 erhöht sich für das erste zu berücksichtigende Kind in den 
Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 um je 5,25 Euro, ab  Stufe 3 für jedes weitere zu berücksichtigende 
Kind
in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 3 um je 26,28 Euro, 
in der Besoldungsgruppe A 4 um je 21,02 Euro und
in der Besoldungsgruppe A 5 um je 15,77 Euro.

Soweit dadurch im Einzelfall die Besoldung hinter derjenigen aus einer niedrigeren 
Besoldungsgruppe zurückbleibt, wird der Unterschiedsbetrag zusätzlich gewährt.

Anrechnungsbetrag nach § 39 Abs. 2 Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für Berlin

in den Besoldungsgruppen A 2 bis A 8: 109,46
in den Besoldungsgruppen A 9 bis A 12: 116,21

F a m i l i e n z u s c h l a g
(Monatsbeträge in Euro)
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Anlage 3

Anhang zu Artikel I § 2 Absatz 1 BerlBVAnpG 2016

Gültig ab 1. August 2016

Grundbetrag

A 2 bis A 4 832,89
A 5 bis A 8* 960,51
A 9 bis A 11 1.017,59
A 12 1.165,35
A 13 1.198,96

1.235,88

Anwärtergrundbetrag 
(Monatsbeträge in Euro)

Eingangsamt, in das der Anwärter nach Abschluss des
Vorbereitungsdienstes unmittelbar eintritt

*) Anwärter im mittleren Dienst der Berliner Feuerwehr, die nach Abschluss des Vorbereitungsdienstes
in das Eingangsamt BesGr. A 7 (Brandmeister) eintreten, erhalten vom Beginn des Kalendermonats an, 
in dem sie ein Praktikum im Einsatzdienst auf der Feuerwache mit einer durchschnittlichen wöchentlichen 
Arbeitszeit von 48 Stunden beginnen, bis zum Schluss des Kalendermonats, in dem dieses endet, 
Anwärterbezüge in Höhe von 1152,62 Euro.

A 13 + Zulage
(Nummer 27 Abs. 1 Buchstabe c
der Vorbemerkungen zu den Bundesbesoldungsordnungen A und B) oder R 1
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Gültig ab 1. August 2016

 
Dem Grunde nach   Betrag in Euro, Dem Grunde nach   Betrag in Euro,

 geregelt in   Vomhundert, Bruchteil geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

  
Bundesbesoldungsgesetz Nummer 7
§ 44 bis zu 102,26 12,5 v. H. des

§ 48 Abs. 2 bis zu 102,26 Endgrundgehalts

§ 78 bis zu 76,69 oder, bei festen

Gehältern, des

Grundgehalts der

Bundesbesoldungsordnungen A und B Besoldungsgruppe *)

V o r b e m e r k u n g e n     A 2 bis A 5 A 5

    A 6 bis A 9 A 9

Nummer 2 Abs. 2 127,82     A 10 bis A 13 A 13

    A 14, A 15, B 1 A 15

Nummer 4 51,13     A 16, B 2 bis B 4 B 3

    B 5 bis B 7 B 6

Nummer 4a 76,69     B 8 bis B 10 B 9

    B 11 B 11

Nummer 5
   Die Zulage beträgt für Nummer 8 

   Die Zulage beträgt

       Mannschaften,    für Beamte der Besoldungsgruppen

       Unteroffiziere/Beamte          A 2 bis  A 5 115,04
       der Besoldungsgruppen A 5 und A 6 35,79          A 6 bis A 9 153,39

         A 10 und höher 191,73
       Unteroffiziere/Beamte
       der Besoldungsgruppen A 7 bis A 9 51,13 Nummer 8a

   Die Zulage beträgt

       Offiziere/Beamte des gehobenen    für Beamte der Besoldungsgruppen

       und höheren Dienstes 76,69          A 2 bis A 5 70,06
         A 6 bis A 9 95,53

Nummer 5a          A 10 bis A 13 117,82
   Abs. 1          A 14 und höher 140,11
         Buchstabe a 92,03    für Anw ärter der Laufbahngruppe

         Buchstabe b 153,39          des mittleren Dienstes 50,96
         Buchstabe c 219,86          des gehobenen Dienstes 66,87
   Abs. 2          des höheren Dienstes 82,80
         Nr. 1 Buchstabe a 138,05
                  Buchstabe b 102,26 Nummer 8b

         Nr. 2 Buchstabe a 102,26    Die Zulage beträgt

                  Buchstabe b 40,90    für Beamte der Besoldungsgruppen

         Nr. 3 66,47          A 2 bis A 5 92,03
         Nr. 4 und 5 61,36          A 6 bis A 9 122,71
         Nr. 6 Buchstabe a 102,26          A 10 bis A 13 153,39
                  Buchstabe b 102,26          A 14 und höher 184,07
         Nr. 7 Buchstabe a 102,26
                  Buchstabe b 40,90 Nummer 9

         Nr. 8 Buchstabe a 127,82    Die Zulage beträgt

                  Buchstabe b 66,47    nach einer Dienstzeit

         Nr. 9 61,36          von einem Jahr 63,69
         von zw ei Jahren 127,38

Nummer 6 Abs. 1
    Buchstabe a 460,16
    Buchstabe b 368,13 ____________

    Buchstabe c 294,50

Nummer 6 a 102,26

 - in der Reihenfolge der Gesetzesstellen -

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen
(Monatsbeträge)

  Die Zulage 
  beträgt für 
  Beamte und 
  Solaten der 
  Besoldungs-
  gruppen

 *) Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des 
Haushaltsstrukturgesetzes 
vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091).
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Gültig ab 1. August 2016

 
Dem Grunde nach   Betrag in Euro, Dem Grunde nach   Betrag in Euro,

 geregelt in   Vomhundert, Bruchteil geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

  
Bundesbesoldungsgesetz Nummer 7
§ 44 bis zu 102,26 12,5 v. H. des

§ 48 Abs. 2 bis zu 102,26 Endgrundgehalts

§ 78 bis zu 76,69 oder, bei festen

Gehältern, des

Grundgehalts der

Bundesbesoldungsordnungen A und B Besoldungsgruppe *)

V o r b e m e r k u n g e n     A 2 bis A 5 A 5

    A 6 bis A 9 A 9

Nummer 2 Abs. 2 127,82     A 10 bis A 13 A 13

    A 14, A 15, B 1 A 15

Nummer 4 51,13     A 16, B 2 bis B 4 B 3

    B 5 bis B 7 B 6

Nummer 4a 76,69     B 8 bis B 10 B 9

    B 11 B 11

Nummer 5
   Die Zulage beträgt für Nummer 8 

   Die Zulage beträgt

       Mannschaften,    für Beamte der Besoldungsgruppen

       Unteroffiziere/Beamte          A 2 bis  A 5 115,04
       der Besoldungsgruppen A 5 und A 6 35,79          A 6 bis A 9 153,39

         A 10 und höher 191,73
       Unteroffiziere/Beamte
       der Besoldungsgruppen A 7 bis A 9 51,13 Nummer 8a

   Die Zulage beträgt

       Offiziere/Beamte des gehobenen    für Beamte der Besoldungsgruppen

       und höheren Dienstes 76,69          A 2 bis A 5 70,06
         A 6 bis A 9 95,53

Nummer 5a          A 10 bis A 13 117,82
   Abs. 1          A 14 und höher 140,11
         Buchstabe a 92,03    für Anw ärter der Laufbahngruppe

         Buchstabe b 153,39          des mittleren Dienstes 50,96
         Buchstabe c 219,86          des gehobenen Dienstes 66,87
   Abs. 2          des höheren Dienstes 82,80
         Nr. 1 Buchstabe a 138,05
                  Buchstabe b 102,26 Nummer 8b

         Nr. 2 Buchstabe a 102,26    Die Zulage beträgt

                  Buchstabe b 40,90    für Beamte der Besoldungsgruppen

         Nr. 3 66,47          A 2 bis A 5 92,03
         Nr. 4 und 5 61,36          A 6 bis A 9 122,71
         Nr. 6 Buchstabe a 102,26          A 10 bis A 13 153,39
                  Buchstabe b 102,26          A 14 und höher 184,07
         Nr. 7 Buchstabe a 102,26
                  Buchstabe b 40,90 Nummer 9

         Nr. 8 Buchstabe a 127,82    Die Zulage beträgt

                  Buchstabe b 66,47    nach einer Dienstzeit

         Nr. 9 61,36          von einem Jahr 63,69
         von zw ei Jahren 127,38

Nummer 6 Abs. 1
    Buchstabe a 460,16
    Buchstabe b 368,13 ____________

    Buchstabe c 294,50

Nummer 6 a 102,26

 - in der Reihenfolge der Gesetzesstellen -

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen
(Monatsbeträge)

  Die Zulage 
  beträgt für 
  Beamte und 
  Solaten der 
  Besoldungs-
  gruppen

 *) Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des 
Haushaltsstrukturgesetzes 
vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091).
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Gültig ab 1. August 2016

 
Dem Grunde nach   Betrag in Euro, Dem Grunde nach   Betrag in Euro,

 geregelt in   Vomhundert, Bruchteil geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

  
Bundesbesoldungsgesetz Nummer 7
§ 44 bis zu 102,26 12,5 v. H. des

§ 48 Abs. 2 bis zu 102,26 Endgrundgehalts

§ 78 bis zu 76,69 oder, bei festen

Gehältern, des

Grundgehalts der

Bundesbesoldungsordnungen A und B Besoldungsgruppe *)

V o r b e m e r k u n g e n     A 2 bis A 5 A 5

    A 6 bis A 9 A 9

Nummer 2 Abs. 2 127,82     A 10 bis A 13 A 13

    A 14, A 15, B 1 A 15

Nummer 4 51,13     A 16, B 2 bis B 4 B 3

    B 5 bis B 7 B 6

Nummer 4a 76,69     B 8 bis B 10 B 9

    B 11 B 11

Nummer 5
   Die Zulage beträgt für Nummer 8 

   Die Zulage beträgt

       Mannschaften,    für Beamte der Besoldungsgruppen

       Unteroffiziere/Beamte          A 2 bis  A 5 115,04
       der Besoldungsgruppen A 5 und A 6 35,79          A 6 bis A 9 153,39

         A 10 und höher 191,73
       Unteroffiziere/Beamte
       der Besoldungsgruppen A 7 bis A 9 51,13 Nummer 8a

   Die Zulage beträgt

       Offiziere/Beamte des gehobenen    für Beamte der Besoldungsgruppen

       und höheren Dienstes 76,69          A 2 bis A 5 70,06
         A 6 bis A 9 95,53

Nummer 5a          A 10 bis A 13 117,82
   Abs. 1          A 14 und höher 140,11
         Buchstabe a 92,03    für Anw ärter der Laufbahngruppe

         Buchstabe b 153,39          des mittleren Dienstes 50,96
         Buchstabe c 219,86          des gehobenen Dienstes 66,87
   Abs. 2          des höheren Dienstes 82,80
         Nr. 1 Buchstabe a 138,05
                  Buchstabe b 102,26 Nummer 8b

         Nr. 2 Buchstabe a 102,26    Die Zulage beträgt

                  Buchstabe b 40,90    für Beamte der Besoldungsgruppen

         Nr. 3 66,47          A 2 bis A 5 92,03
         Nr. 4 und 5 61,36          A 6 bis A 9 122,71
         Nr. 6 Buchstabe a 102,26          A 10 bis A 13 153,39
                  Buchstabe b 102,26          A 14 und höher 184,07
         Nr. 7 Buchstabe a 102,26
                  Buchstabe b 40,90 Nummer 9

         Nr. 8 Buchstabe a 127,82    Die Zulage beträgt

                  Buchstabe b 66,47    nach einer Dienstzeit

         Nr. 9 61,36          von einem Jahr 63,69
         von zw ei Jahren 127,38

Nummer 6 Abs. 1
    Buchstabe a 460,16
    Buchstabe b 368,13 ____________

    Buchstabe c 294,50

Nummer 6 a 102,26

 - in der Reihenfolge der Gesetzesstellen -

Amtszulagen, Stellenzulagen, Zulagen, Vergütungen
(Monatsbeträge)

  Die Zulage 
  beträgt für 
  Beamte und 
  Solaten der 
  Besoldungs-
  gruppen

 *) Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des 
Haushaltsstrukturgesetzes 
vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091).

 

Anlage 4
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Dem Grunde nach   Betrag in Euro, Dem Grunde nach   Betrag in Euro,

geregelt in   Vomhundert, Bruchteil geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

  

Nummer 9a Nummer 27

   Abs. 1    Abs. 1

         Buchstabe a 102,26          Buchstabe a

         Buchstabe b 204,52                Doppelbuchstabe aa 19,25
         Buchstabe c 153,39                Doppelbuchstabe bb 75,27
   Abs. 2          Buchstabe b 83,66
         Buchstabe a 40,90          Buchstabe c 83,66
         Buchstabe b 51,13    Abs. 2

         Buchstabe a

Nummer 10                Doppelbuchstabe bb 56,07
Abs. 1          Buchstabe b und c 83,66

   Die Zulage beträgt

   nach einer Dienstzeit

         von einem Jahr 63,69 Nummer 30 23,01
         von zw ei Jahren 127,38

Abs. 3 200,00

Nummer 12
B e s o l d u n g s-
 g r u p p e n F u ß n o t e 

   Die Zulage beträgt 95,53
   nach einer Dienstzeit

         von zw ei Jahren 127,38 A 2 1 35,94
2 17,73

Nummer 12a 95,53 3 66,29
A 3 1, 5 66,29

Nummer 13a bis zu 76,69 2 35,94
7 33,48

Nummer 13c A 4 1, 4 66,29
Die Zulage beträgt 2 35,94
für Beamte der Besoldungsgruppen 5 7,21
    A 2 bis A 7 46,02 A 5 3 35,94
    A 8 bis A 11 61,36 4, 6 66,29
    A 12 bis A 15 71,58 A 6 6 35,94
    A 16 und höher 92,03 A 7 2 44,62

5    50 v. H. des

Nummer 13d       jew eiligen Unter-

Die Zulage beträgt       schiedsbetrages

für Beamte der Besoldungsgruppen       zum Grundgehalt

A 2 und A 3 12,78       der Besoldungs-

A 4 bis A 6 17,90       gruppe A 8

A 7 bis A 10 35,79 A 8 2 57,49
A 11 40,90 A 9 2, 3, 6 267,56
A 12 bis A 15 48,57 7    8 v. H. des 

A 16 bis B 4 58,80       Endgrund-

B 5 bis B 7 71,58       gehalts der

      Besoldungs-

Nummer 19 Satz 1 248,51       gruppe A 9

A 12 7, 8 155,39
Nummer 21 208,48 A 13 6 124,29

7 186,42
Nummer 25 38,35 11, 12, 13 271,90

A 14 5 186,42
Nummer 26 Abs. 1 A 15 7 186,42
   Die Zulage beträgt für Beamte B 10 1 430,75
         des mittleren Dienstes 17,05
         des gehobenen Dienstes 38,35
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Dem Grunde nach   Betrag in Euro, Dem Grunde nach   Betrag in Euro,

geregelt in   Vomhundert, Bruchteil geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

  

Nummer 9a Nummer 27

   Abs. 1    Abs. 1

         Buchstabe a 102,26          Buchstabe a

         Buchstabe b 204,52                Doppelbuchstabe aa 19,25
         Buchstabe c 153,39                Doppelbuchstabe bb 75,27
   Abs. 2          Buchstabe b 83,66
         Buchstabe a 40,90          Buchstabe c 83,66
         Buchstabe b 51,13    Abs. 2

         Buchstabe a

Nummer 10                Doppelbuchstabe bb 56,07
Abs. 1          Buchstabe b und c 83,66

   Die Zulage beträgt

   nach einer Dienstzeit

         von einem Jahr 63,69 Nummer 30 23,01
         von zw ei Jahren 127,38

Abs. 3 200,00

Nummer 12
B e s o l d u n g s-
 g r u p p e n F u ß n o t e 

   Die Zulage beträgt 95,53
   nach einer Dienstzeit

         von zw ei Jahren 127,38 A 2 1 35,94
2 17,73

Nummer 12a 95,53 3 66,29
A 3 1, 5 66,29

Nummer 13a bis zu 76,69 2 35,94
7 33,48

Nummer 13c A 4 1, 4 66,29
Die Zulage beträgt 2 35,94
für Beamte der Besoldungsgruppen 5 7,21
    A 2 bis A 7 46,02 A 5 3 35,94
    A 8 bis A 11 61,36 4, 6 66,29
    A 12 bis A 15 71,58 A 6 6 35,94
    A 16 und höher 92,03 A 7 2 44,62

5    50 v. H. des

Nummer 13d       jew eiligen Unter-

Die Zulage beträgt       schiedsbetrages

für Beamte der Besoldungsgruppen       zum Grundgehalt

A 2 und A 3 12,78       der Besoldungs-

A 4 bis A 6 17,90       gruppe A 8

A 7 bis A 10 35,79 A 8 2 57,49
A 11 40,90 A 9 2, 3, 6 267,56
A 12 bis A 15 48,57 7    8 v. H. des 

A 16 bis B 4 58,80       Endgrund-

B 5 bis B 7 71,58       gehalts der

      Besoldungs-

Nummer 19 Satz 1 248,51       gruppe A 9

A 12 7, 8 155,39
Nummer 21 208,48 A 13 6 124,29

7 186,42
Nummer 25 38,35 11, 12, 13 271,90

A 14 5 186,42
Nummer 26 Abs. 1 A 15 7 186,42
   Die Zulage beträgt für Beamte B 10 1 430,75
         des mittleren Dienstes 17,05
         des gehobenen Dienstes 38,35
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Dem Grunde nach   Betrag in Euro, Dem Grunde nach   Betrag in Euro,

geregelt in   Vomhundert, Bruchteil geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

  

Nummer 9a Nummer 27

   Abs. 1    Abs. 1

         Buchstabe a 102,26          Buchstabe a

         Buchstabe b 204,52                Doppelbuchstabe aa 19,25
         Buchstabe c 153,39                Doppelbuchstabe bb 75,27
   Abs. 2          Buchstabe b 83,66
         Buchstabe a 40,90          Buchstabe c 83,66
         Buchstabe b 51,13    Abs. 2

         Buchstabe a

Nummer 10                Doppelbuchstabe bb 56,07
Abs. 1          Buchstabe b und c 83,66

   Die Zulage beträgt

   nach einer Dienstzeit

         von einem Jahr 63,69 Nummer 30 23,01
         von zw ei Jahren 127,38

Abs. 3 200,00

Nummer 12
B e s o l d u n g s-
 g r u p p e n F u ß n o t e 

   Die Zulage beträgt 95,53
   nach einer Dienstzeit

         von zw ei Jahren 127,38 A 2 1 35,94
2 17,73

Nummer 12a 95,53 3 66,29
A 3 1, 5 66,29

Nummer 13a bis zu 76,69 2 35,94
7 33,48

Nummer 13c A 4 1, 4 66,29
Die Zulage beträgt 2 35,94
für Beamte der Besoldungsgruppen 5 7,21
    A 2 bis A 7 46,02 A 5 3 35,94
    A 8 bis A 11 61,36 4, 6 66,29
    A 12 bis A 15 71,58 A 6 6 35,94
    A 16 und höher 92,03 A 7 2 44,62

5    50 v. H. des

Nummer 13d       jew eiligen Unter-

Die Zulage beträgt       schiedsbetrages

für Beamte der Besoldungsgruppen       zum Grundgehalt

A 2 und A 3 12,78       der Besoldungs-

A 4 bis A 6 17,90       gruppe A 8

A 7 bis A 10 35,79 A 8 2 57,49
A 11 40,90 A 9 2, 3, 6 267,56
A 12 bis A 15 48,57 7    8 v. H. des 

A 16 bis B 4 58,80       Endgrund-

B 5 bis B 7 71,58       gehalts der

      Besoldungs-

Nummer 19 Satz 1 248,51       gruppe A 9

A 12 7, 8 155,39
Nummer 21 208,48 A 13 6 124,29

7 186,42
Nummer 25 38,35 11, 12, 13 271,90

A 14 5 186,42
Nummer 26 Abs. 1 A 15 7 186,42
   Die Zulage beträgt für Beamte B 10 1 430,75
         des mittleren Dienstes 17,05
         des gehobenen Dienstes 38,35
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Anlage 4

Dem Grunde nach   Betrag in Euro,

geregelt in   Vomhundert, Bruchteil

 

Landesbesoldungsordnung R  

V o r b e m e r k u n g e n

Nummer 2

   Die Zulage beträgt 12,5 v. H. des

Endgrundgehalts

oder, bei festen

Gehältern, des

Grundgehalts

der Besoldungs-

gruppe *)

   a)  bei Verw endung

        bei obersten Gerichtshöfen

        des Bundes für die Richter

        und Staatsanw älte

        der Besoldungsgruppe(n)

        R 1 R 1

        R 2 bis R 4 R 3

        R 5 bis R 7 R 6

        R 8 bis R 10 R 9

   b)  bei Verw endung

        bei obersten Bundesbehörden

        oder bei obersten 

        Gerichtshöfen des Bundes,

        w enn ihnen kein Richter-

        amt übertragen ist, für die

        Richter und Staatsanw älte

        der Besoldungsgruppe(n)

        R 1 A 15

        R 2 bis R 4 B 3

        R 5 bis R 7 B 6

        R 8 bis R 10 B 9

Nummer 4 38,35

B e s o l d u n g s-
 g r u p p e n F u ß n o t e 

R 1 1, 2 206,10
R 2 3 bis 8, 10 206,10
R 3 3 206,10
R 8 2 412,13

 *) Nach Maßgabe des Artikels 1 § 5 des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I S. 3091).  
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Anlage 5

Anhang zu Artikel I § 2 Absatz 1 BerlBVAnpG 2016

Gültig ab 1. August 2016

Landesbesol-
dungsordnung 

(LBesO)

Besoldungs-
gruppe

Fußnote Betrag in Euro

A 10 2 283,16
A 11 5 283,16

2 186,42
6 186,42
1 124,29
2 186,42
3 310,66
1 186,42
2 217,45
3 310,66
1 310,66
2 344,64
3 186,42

LBesO A
(künftig weg-

fallende
Ämter)

A 15 (kw) 1 186,42

LBesO A
(künftig weg-

fallende
Ämter)

A 10 (kw) 1 38,59 

LBesO B B 7 1 85,75 

2. Stellen-
    zulagen

Amtszulagen, Stellenzulagen (Monatsbeträge)

Art der Zulage

Dem Grund nach geregelt in

1. Amts-
    zulagen

LBesO A

A 12

A 13

A 14

A 15
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